
„In keinem anderen Bundesland ist der 
 Anteil tarifgebundener Betriebe so stark 
 gesunken wie in Bremen.“

Der Tarifvertrag als Schutzschild 
für die Beschäftigten

 Tarifverträge liefern rechtlich verbindliche Rah-
men für Löhne und Arbeitsbedingungen und über-
nehmen für die Beschäftigten daher eine wich-
tige Schutzfunktion. Hier werden Standards für 
Löhne, Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Spätzu-
schläge und auch zu Arbeits- und Ruhezeiten fest-
gelegt. Arbeitgeber und Arbeitnehmer einigen sich 
also auf gemeinsame Spielregeln, die in der Bran-
che oder dem Unternehmen gelten sollen. Untersu-
chungen zeigen, dass Beschäftigte, die in tarifgebun-
denen Betrieben arbeiten, zufriedener sind, weil ein 
faires und verbindliches Raster geschaffen wurde. 
Aber auch für Arbeitgeber haben Tarifverträge ent-
scheidende Vorteile, denn sie müssen nicht jeden 
Arbeitsvertrag individuell aushandeln. Branchenta-
rifverträge sorgen dafür, dass die Betriebe einheitli-
che Wettbewerbsbedingungen bei den Arbeitskosten 
haben. Auch für die Gesellschaft spielen Tarifver-
träge eine große Rolle. Während durch einen gesetz-
lichen Mindestlohn eine Untergrenze gezogen wird, 
um den freien Fall der Löhne zu verhindern, sol-
len Tarifverträge dazu beitragen, die Beschäftigten 
sozial abzusichern, damit sie von ihren Löhnen gut 
leben können und auch eine auskömmliche Rente 
bekommen. 

Dies gelingt nicht überall gleich gut. Die Verbrei-
tung von Tarifverträgen schwankt daher erheblich. 
Die Beschäftigtenbefragung der Arbeitnehmerkam-
mer Bremen „Koordinaten der Arbeit“ zeigt, dass 
beispielsweise mehr Vollzeit- als Teilzeitkräfte unter 
einen Tarifvertrag fallen, mehr Männer als Frauen 
und eher ältere als jüngere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Besonders entscheidend ist aber die 
Größe des Betriebs. Hier liefert die Beschäftigten-
befragung ebenfalls eindeutige Hinweise: Während 
drei Viertel der Befragten, die in Unternehmen mit 
mehr als 250 Beschäftigten arbeiten, angaben, dass 
sie unter einen Branchen- oder Haustarifvertrag fal-
len, waren es in den Betrieben mit 19 oder weniger 

Dr. Marion Salot

Tarifbindung als Schlüssel 
für gute Arbeit

In aller Kürze:

Tarifverträge bieten einen wichtigen Schutz für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, indem Standards für alle zentralen Arbeitsbe-
dingungen festgeschrieben werden. Allerdings ist die Tarifbindung in 
den vergangenen Jahren deutlich gesunken – auch im Land Bremen. 
Während sie in Branchen, die von großen Betrieben geprägt werden, 
noch recht stabil ist, ging sie in eher kleinteilig strukturierten Berei-
chen wie dem Einzelhandel stark zurück – mit den entsprechenden 
Folgen für die Beschäftigten. Hier können die Löhne in tarifgebunde-
nen Betrieben beispielsweise über 30 Prozent höher sein, als in nicht 
tarifgebundenen Unternehmen. 2018 ist es im Gastgewerbe im Land 
Bremen gelungen, die Tarifflucht durch die Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung des Tarifvertrags zu stoppen. Hier konnten im vergangenen 
Jahr vor allem in den unteren Einkommensstufen Zuwächse realisiert 
werden. Um die Tarifbindung auszuweiten, sind starke Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte unerlässlich. Darüber hinaus muss sich die Poli-
tik aber dafür einsetzen, die Einführung von allgemein verbindlichen 
Tarifverträgen zu erleichtern.
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Beschäftigten nur 40 Prozent. Auch das Vorhanden-
sein eines Betriebsrats erhöht die Wahrscheinlich-
keit, dass das jeweilige Unternehmen tarifgebunden 
ist. Drei Viertel der Befragten, die in einem Unter-
nehmen mit Betriebsrat tätig waren, fielen auch 
unter einen Tarifvertrag. Umgekehrt profitierte nur 
jede/jeder dritte Beschäftigte von einem Tarifver-
trag, wenn er oder sie in einem Unternehmen tätig 
war, der über keinen Betriebsrat verfügte. Eine 

wichtige Rolle spielt natürlich auch der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad. Deshalb fällt die 
Tarifbindung in den einzelnen Branchen sehr unter-
schiedlich aus: Dem IAB-Betriebspanel zufolge 
 arbeiten beispielsweise im verarbeitenden Gewerbe 
70 Prozent der Beschäftigten im Land Bremen in 
tarifgebundenen Betrieben. Im Gesundheits- und 
Sozialwesen oder im Bereich Handel/Reparatur sind 
es hingegen weniger als 30 Prozent. 
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Abbildung 1: 
Anteil der Beschäftigten und Betriebe mit Tarifvertrag im Land Bremen in Prozent 
2008 bis 2017

Quelle: IAB-Betriebspanel 2008 bis 2017
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—  Bericht zur Lage 2019

In den vergangenen Jahren ist die Tarifbindung 
deutlich zurückgegangen. Während in Deutschland 
im Jahr 2008 noch 53 Prozent der Beschäftigten in 
Unternehmen arbeiteten, in denen ein Branchen-
tarif galt und weitere acht Prozent unter einen 
 Haus tarifvertrag fielen, waren es 2017 nur noch 
47 Prozent beziehungsweise acht Prozent der 
Beschäftigten. Im Land Bremen fiel der Rückgang 
der Tarifbindung besonders deutlich aus: Waren hier 
2008 noch 56 Prozent der Beschäftigten in Betrieben 
tätig, die einen Branchentarifvertrag anwendeten 
und für weitere 11 Prozent ein Haustarifvertrag galt, 
haben sich diese Anteile auf 38 beziehungsweise  
17 Prozent verändert. 

Besonders stark gesunken ist im Land Bremen aber 
der Anteil der tarifgebundenen Betriebe: 2008 
haben hier noch 39 Prozent der Unternehmen nach 
Tarif gezahlt, 2017 sind es hingegen nur noch 20 
Prozent (siehe Abbildung 1). In keinem anderen Bun-
desland ist der Anteil der tarifgebundenen Betriebe 
so deutlich gesunken. Bremen wird hier inzwischen 
nur noch von Berlin und ostdeutschen Bundeslän-
dern wie Sachsen, Brandenburg und Thüringen 
unterboten (siehe Abbildung 2).
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Abbildung 2: 
Anteil der tarifgebundenen Betriebe nach Bundesländern in Prozent
2008 bis 2017

Quelle: IAB-Betriebspanel 2008 bis 2017
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Für Überraschung sorgt auch ein Blick auf die Tarif-
bindung nach Branchen, denn hier hat im Land 
 Bremen insbesondere im verarbeitenden Gewerbe 
der Anteil der Betriebe abgenommen, in denen 
nach Tarif gezahlt wird. Alleine zwischen 2014 und 
2017 ist er von 25 auf 14 Prozent gesunken. Auf die 
Beschäftigten hat diese Entwicklung nicht ganz so 
massiv durchgeschlagen: Während 2014 noch  
82 Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer im verarbeitenden Gewerbe Tariflohn beka-
men, ist dieser Anteil bis zum Jahre 2017 „nur“ auf 
70 Prozent gesunken. Dies ist ein Indiz dafür, dass 
vor allem kleinere Unternehmen aus der Tarifbin-
dung ausgestiegen sind. 

„In der Logistik im Land Bremen waren 2017 
nur noch 12 Prozent der Betriebe tarifge-
bunden.“
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Der Rückgang der Tarifbindung ist aber auch in 
anderen Branchen zu beobachten. In der Logistik 
in Bremen waren beispielsweise 2014 noch 27 Pro-
zent der Unternehmen tarifgebunden, 2017 aber 
nur noch 12 Prozent. Der Anteil der Beschäftig-
ten in tarifgebundenen Betrieben ist von 50 auf 46 
Prozent gesunken. Für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Bereich „Handel/Reparatur“ hatte 
die Tarifflucht besonders problematische Folgen: 
Hier ist zwar der Anteil der tarifgebundenen Unter-
nehmen zwischen 2014 und 2017 nur von 17 auf 
12 Prozent gesunken, der Anteil der Beschäftigten 
in tarifgebunden Unternehmen ging aber von 41 
auf 28 Prozent zurück. Hier müssen also auch grö-
ßere Betriebe dem Tarifvertrag den Rücken gekehrt 
haben (siehe Abbildung 3). 

Der Einzelhandel auf der Kippe zur 
Niedriglohnbranche

Insbesondere im Einzelhandel machen solche Bei-
spiele Schule. Er steht mittlerweile auf der Kippe, 
sich zur Niedriglohnbranche zu entwickeln. Das war 
nicht immer so. Noch Ende der 1990er-Jahre fielen 
deutschlandweit fast drei Viertel aller Beschäftig-
ten im Einzelhandel unter einen Tarifvertrag. Mitt-
lerweile sind es nur noch 40 Prozent. Ein wichtiger 
Grund für diesen Trend ist die sinkende Bedeu-
tung der allgemein verbindlichen Tarifverträge. 
Bis zu den 1980er-Jahren waren diese im Einzel-
handel noch nahezu flächendeckend gültig. Diese 
weite Verbreitung kam auch deshalb zustande, weil 
sich die Arbeitgeber damals explizit für allgemein 
verbindliche Tarifverträge ausgesprochen haben. 
Begründet wurde dies damit, dass so Schmutzkon-
kurrenz und Lohndrückerei vermieden werden. In 
einem Antrag des Arbeitgeberverbandes aus Nord-
rhein-Westfalen auf die Einführung der Allgemein-
verbindlichkeit im Jahr 1998 wird sogar darauf hin-
gewiesen, dass die Allgemeinverbindlicherklärung 
(AVE) geboten ist, um die soziale Komponente der 

Abbildung 3: 
Tarifbindung nach Branchen im Land Bremen

Betriebe mit Tarifvertrag Beschäftigte mit Tarifvertrag

2014 2017 2014 2017

verarbeitendes Gewerbe 25 14 82 70

Baugewerbe 55 47 66 66

Handel/Reparatur 17 12 41 28

Logistik 27 12 50 46

wirtschaftsbezogene Dienstleistungen 19 16 53 59

Gesundheits- und Sozialwesen 20 26 39 29

sonstige Dienstleistungen 23 19 41 54

öffentliche Verwaltung/Organisationen 
ohne Erwerbszweck

59 42 89 89

insgesamt 25 20 58 55

Quelle: IAB-Betriebspanel Bremen, Befragungswelle 2014 und 2017
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Marktwirtschaft auch im Einzelhandel zu erhal-
ten und andernfalls eine Zersplitterung der Tarif-
landschaft droht. Hier hat sich das Blatt inzwischen 
gewendet. Die letzte Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung im Einzelhandel erfolgte im Jahr 1992. 
Inzwischen gibt es deutschlandweit in dieser Bran-
che nur noch ganz vereinzelte Vereinbarungen, die 
allgemein verbindlich sind, beispielsweise über ver-
mögenswirksame Leistungen. 

Aber nicht nur die Abkehr von allgemein verbind-
lichen Tarifverträgen hat die Tarifflucht im Einzel-
handel beschleunigt. In den vergangenen Jahren 
haben immer mehr Arbeitgeberverbände die soge-
nannte OT-Mitgliedschaft eingeführt. Unternehmen 
können hier auch dann im Arbeitgeberverband sein 
und beispielsweise die Angebote der Rechtsbera-
tung und Prozessvertretung nutzen, wenn sie keinen 
Tarifvertrag anwenden (siehe Kasten). Durch diesen 
Umstand würden Arbeitgeberverbände quasi gegen 
die Interessen ihrer eigenen Mitglieder verstoßen, 
wenn sie sich für eine Ausweitung der Tarifbindung 
oder die Einführung einer AVE starkmachen.

Im Einzelhandel haben aber auch politische Ent-
scheidungen, wie die Liberalisierung des Laden-
schlussgesetzes und die verlängerten Öffnungszeiten 
die Tarifflucht forciert. Nicht tarifgebundene Unter-
nehmen haben einen deutlichen Vorteil bei den Per-
sonalkosten – unter anderem auch deshalb, weil sie 
die Spät- und Nachtzuschläge sparen. So müssen 
tarifgebundene Einzelhändler ab 18.30 Uhr einen 
Zuschlag von 20 Prozent zahlen und ab 20 Uhr 
von 50 Prozent. Betriebe, die keinen Tarifvertrag 
anwenden, haben also schon allein in den Abend-
stunden einen deutlichen Lohnkostenvorteil. Dieser 
macht sich umgekehrt für die Beschäftigten direkt 
auf ihrem Gehaltsscheck bemerkbar: Berechnun-
gen des WSI zufolge2 verdient beispielsweise eine 
vollzeitbeschäftigte Verkäuferin in der Endstufe der 
Gehaltsgruppe 2 bei einem nicht tarifgebundenen 
Lebensmittelhändler im Monat 36 Prozent weniger 
als ihre Kollegin, die nach Tarif bezahlt wird. Über 
das Jahr gerechnet beträgt der Lohnabstand sogar 
49 Prozent, weil in dem nicht tarifgebundenen 
Betrieb unter Umständen auch das Weihnachts- und 
Urlaubsgeld entfällt. Innerhalb eines Jahres erhält 

Einige Arbeitgeberverbände haben zugelassen, 
dass Mitglieder ohne Tarif im Verband verblei-
ben oder in ihn eintreten können. Diese Strate-
gie soll dazu dienen, die Mitgliederzahlen zu sta-
bilisieren und die Unternehmen im Verband zu 
halten, die mit dem Ausgang der Tarifverhand-
lungen unzufrieden waren. Zudem wurde darauf 
spekuliert, dass so auch Betriebe dem Arbeit-
geberverband beitreten, die eigentlich keinen 
Tarifvertrag anwenden möchten. Untersuchun-
gen des WSI zufolge haben sich vor allem sol-
che Arbeitgeberverbände für die Einführung von 
OT-Mitgliedschaften entschieden, die unter sin-
kenden Mitgliederzahlen litten. Problematisch 

ist diese Entwicklung unter anderem deshalb, 
weil Arbeitgeber bei Tarifverhandlungen mit dem 
Wechsel in eine OT-Mitgliedschaft drohen und so 
Druck auf die Gewerkschaften ausüben können. 
So begegnen sich die Sozialpartner nicht mehr 
auf Augenhöhe und es erfolgt eine Machtver-
schiebung zugunsten der Arbeitgeberseite.1

OT – Ohne Tarifbindung-Mitgliedschaften  
in Arbeitgeberverbänden

1 Vgl. Arbeitgeber – als Tarifpartner geschwächt. In: 

Böcklerimpuls 11/2010.

2 Prof. Dr. Thorsten Schulten: Bedeutung der Allge-

meinverbindlichkeitserklärung im Einzelhandel, Präsen-

tation auf dem Branchendialog Einzelhandel des 

 Senators für Wirtschaft, Arbeit und Häfen am 18. Januar 

2018.

—  85



—  Bericht zur Lage 2019 

Eine Analyse der Einkommensentwicklung im Gast-
gewerbe hat gezeigt, dass es im vergangenen Jahr 
in Bremen tatsächlich zu einer Gehaltssteigerung 
gekommen ist – und zwar vor allem in den unte-
ren Einkommensgruppen. Vollzeitbeschäftigte in 
der Leistungsgruppe 5, in der ungelernte Beschäf-
tigte erfasst werden, die einfache Tätigkeiten aus-
führen, verdienten im dritten Quartal 2018 bei-
spielsweise 93 Euro mehr als im Jahr davor. Das 
entspricht einer Gehaltssteigerung von 5,5 Prozent. 
Besonders stark angestiegen ist aber das Einkom-
men der vollzeitbeschäftigten Frauen, die im Gast-
gewerbe Anlerntätigkeit ausrichten, die in einer 
Zeit bis zu zwei Jahren erworben werden kann 
(Leistungsgruppe 4). Während sie im dritten Quar-
tal 2017 noch 1.613 Euro im Durchschnitt verdient 
haben, waren es 2018 1.823 Euro, also 210 Euro 
beziehungsweise 13 Prozent mehr. Durch diese Stei-
gerung konnte der noch im Jahr 2017 zu konsta-
tierende Lohnabstand zu den Männern in dieser 
Gehaltsgruppe, der gut 200 Euro betrug, komplett 
aufgehoben werden. Dieser Befund stützt die These, 
dass Tarifverträge einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten können, die Gehaltsunterschiede zwischen 
Männern und Frauen aufzuheben.

die Verkäuferin in dem tarifgebundenen Unterneh-
men 11.000 Euro mehr als ihre Kollegin, monatlich 
sind das immerhin 672 Euro. Gerade in einer Bran-
che wie dem Einzelhandel sind solche Gehaltseinbu-
ßen beträchtlich, denn im Branchenvergleich liegen 
die Einkommen hier bereits jetzt auf den hintersten 
Plätzen.

Ein allgemein verbindlicher 
 Tarifvertrag für das Gastgewerbe

Es gibt aber auch gute Nachrichten: So ist es in 
 Bremen 2018 im Gastgewerbe gelungen, erstmals 
einen gesamten Entgelttarifvertrag für allgemein 
verbindlich zu erklären. Dem gemeinsamen Antrag 
von DEHOGA und NGG konnte deshalb stattgege-
ben werden, weil es gelungen ist, eine wirtschaft-
liche Fehlentwicklung nachzuweisen. Dies ist bei-
spielsweise dann der Fall, wenn eine Aushöhlung 
der tariflichen Ordnung und eine Gefährdung des 
Arbeitsfriedens beziehungsweise eine Erosion des 
Tarifgefüges vorliegen. Ein Indiz hierfür können 
beispielsweise Verstöße gegen das Mindestlohn-
gesetz sein. Dass diese im Gastgewerbe besonders 
häufig festgestellt werden, belegt auch die Beschäf-
tigtenbefragung der Arbeitnehmerkammer „Koordi-
naten der Arbeit“. Diesen Daten zufolge verdienten 
12,5 Prozent der Befragten aus dem Gastgewerbe 
weniger als den zum Befragungszeitraum geltenden 
Mindestlohn von 8,50 Euro.

Im Branchendurchschnitt haben dies beispielsweise 
mit fünf Prozent deutlich weniger Befragte ausge-
sagt. Erschwerend kommt hinzu, dass in der Gas-
tronomie etwa drei Viertel der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer Niedriglohnempfänger sind 
und auch der Anteil der Aufstocker an den sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten mit mehr als 
elf Prozent deutlich über dem Durchschnitt von 
3,5 Prozent liegt.3 Da diese Branche ausgesprochen 
kleinteilig strukturiert ist, ist eine schnelle Steige-
rung des Organisationsgrads und der Tarifbindung 
nur schwer zu erzielen. Eine entsprechende Rah-
mung durch einen allgemein verbindlichen Tarif-
vertrag war daher mehr als angebracht.

3 Daten einer Sonderauswertung der Agentur für 

Arbeit im Auftrag der Arbeitnehmerkammer Bremen.
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Um den digitalen Wandel gestalten 
zu können, sind starke Sozialpartner 
und Tarifverträge unerlässlich

Die Digitalisierung und die damit einhergehenden 
Veränderungen von betrieblichen Strukturen und 
Arbeitsverhältnissen werden dazu beitragen, dass 
es zukünftig immer schwieriger wird, die Tarif-
bindung zu schützen. Dabei ist es gerade in Bran-
chen, in denen Automatisierungsprozesse dazu 
führen können, dass sich ganze Berufe verändern 
oder sogar wegfallen besonders wichtig, diese Pro-
zesse tarifvertraglich zu rahmen und im Schulter-
schluss mit Arbeitnehmervertretungen zu gestalten. 
In welch umfassender Form dieses möglich ist, zeigt 
der Tarifvertrag Zukunft, der im Dezember 2018 
zwischen Eurogate und ver.di abgeschlossen wurde 
(siehe Kasten auf Seite 88). Tarifverträge tragen 
damit wesentlich dazu bei, Beschäftigte in Betrie-
ben abzusichern, die vor massiven Umstrukturie-
rungen stehen und übernehmen damit auch gesell-
schaftlich gesehen, eine wichtige Funktion. Damit 
diese aufrechterhalten und ausgebaut werden kann, 
ist die Politik gefordert, für die Ausweitung der 
Tarifbindung einzutreten und zu werben. Wichtige 
Bausteine sind hier natürlich die Tariftreue- und 
Vergabegesetze, bei denen das Land Bremen schon 
früh eine Vorreiterposition eingenommen hat. Aller-
dings wird dieses Instrument nicht ausreichen, um 
die Tarifbindung branchenübergreifend zu erhöhen. 
Deshalb sind weitere Maßnahmen zu prüfen, die 
hier entsprechende Pflöcke einschlagen können. Die 
Privilegierung von tarifgebundenen Unternehmen 
bei der Vergabe oder ihre vorrangige Berücksichti-
gung in der Wirtschaftsförderung können ebenfalls 
wichtige Signale senden. 

In einigen Branchen mit besonders kleinteiliger 
Struktur wie dem Gastgewerbe wird es hingegen 
auch in Zukunft schwer sein, eine umfassende Ver-
breitung von Tarifverträgen alleine über die Sozi-
alpartner zu erreichen. Ähnlich ist die Situation im 
Einzelhandel. Deshalb ist es wichtig, die gesetzli-
chen Vorgaben zur Einführung von allgemein ver-
bindlichen Tarifverträgen zu erleichtern. Aktuell ist 
neben der gemeinsamen Antragstellung des Arbeit-
geberverbands und der zuständigen Gewerkschaft 
noch die Zustimmung des von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite paritätisch besetzten Tarifaus-
schusses notwendig. Die Arbeitgeberseite hat also 
ein Vetorecht und kann die Einführung der AVE 
blockieren, auch wenn sich die jeweiligen Tarifpart-
ner bereits darauf verständigt haben. Diese Rege-
lung stellt eine unnötige Hürde dar. Die Arbeit-
nehmerkammer begrüßt daher den Beschluss der 
Bürgerschaft, eine Bundesratsinitiative auf den Weg 
zu bringen, die das Ziel hat, den Abstimmungsmo-
dus so zu ändern, dass ein Antrag auf eine AVE nur 
mit einer Mehrheit im Tarifausschuss abgelehnt 
werden kann. Obwohl die jüngste Gesetzesreform 
eine Einführung der Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen dahingehend erleichtert hat, dass 
das harte 50-Prozent-Quorum als Voraussetzung 
abgeschafft wurde, ist die Frage der Verbreitung 
des Tarifvertrags bei anstehenden Allgemeinver-
bindlichkeitserklärungen immer noch ein wichti-
ges Kriterium. Allerdings ist eine präzise Erfassung 
der Tarifbindung in den Branchen weiterhin nicht 
sichergestellt. Die Arbeitnehmerkammer plädiert 
daher auch dafür, im Land Bremen ein öffentliches 
Tarifregister anzulegen, wie es beispielsweise in 
Nordrhein-Westfalen bereits erfolgt ist.

Darüber hinaus sind starke Betriebsräte und 
Gewerkschaften unerlässlich, um die Tarifbindung 
auszuweiten. Deshalb sollte die Politik auch hier in 
Bremen offensiv für die Gründung von Betriebsräten 
werben und ihre Wichtigkeit herausstellen.

„Tarifverträge leisten einen wichtigen 
 Beitrag, die Gehaltsunterschiede zwischen 
Frauen und Männern aufzuheben.“
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